
richtigen Schluß gezogen, daß sie aus Scham eine 
Anzeige unterlassen hat.

Nach alledem hat das Kreisgericht zutreffend als 
erwiesen angesehen, daß der Angeklagte Margot K. 
zum Geschlechtsverkehr zwingen wollte.

§§ 849 Abs. 8, 875 Abs. 1 StPO.
Für die Bevollmächtigung eines ein Rechtsmittel ein­

legenden Rechtsanwalts spricht die Vermutung. Das 
Rechtsmittel ist nicht unzulässig, wenn die Bevoll­
mächtigung innerhalb der Rechtsmittelfrist erteilt wor­
den ist, auch wenn deren Nachweis erst nach Ablauf 
der Frist geführt wird.

OG, Urt. vom 14. Mai 1957 - 8 Zst III 80/57.

Durch Urteil des Kreisgerichts vom 2. Februar 1956 in der 
Privatklagesache Sch. gegen M. wurde die Beschuldigte 
freigesprochen. Gegen dieses Urteil legte der Rechtsanwalt 
Schl, namens und in Vollmacht der Privatklägerin, der 
diese in der ersten Instanz noch nicht vertreten hatte, mit 
Schriftsatz vom 6. Februar 1958, der am 7. Februar 1953 
beim Kreisgericht einging, Berufung ein. Mit dem Be­
rufungsschriftsatz teilte er zugleich mit, daß er seine Voll­
macht nachreichen werde. Das Bezirksgericht verwarf mit 
Beschluß vom 15. Februar 1956 die Berufung als unzu­
lässig mit der Begründung, daß Rechtsanwalt Schl, seine 
Bevollmächtigung zur Berufungseinlegung nicht nach­
gewiesen habe, er selbst aber durch das Urteil nicht be­
schwert sei. Zugleich legte das Bezirksgericht Rechts­
anwalt Schl, die Kosten des Berufungsverfahrens auf und 
stützte seine Entscheidung auf § 358 StPO. Rechtsanwalt 
Schl, reichte die von ihm mit der Berufungsschrift an­
gekündigte Vollmacht, datiert vom 6. Februar 1956, mit 
Schreiben vom 13. Februar 1956 am 14. Februar 1956 beim 
Kreisgericht ein.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation des Beschlusses des Bezirks­
gerichts vom 14. Februar 1956 beantragt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kassationsantrag ist begründet. Gemäß § 74 

StPO kann der Beschuldigte in jeder Lage des Ver­
fahrens die Hilfe eines Verteidigers in Anspruch neh­
men. Im Privatklageverfahren steht dieses Recht auch 
dem Privatkläger zu (§ 249 Abs. 2 StPO). Gemäß § 275 
Abs. 1 StPO hat der Verteidiger das Recht, für den von 
ihm Vertretenen gegen eine gerichtliche Entscheidung 
Rechtsmittel einzulegen; er darf dies nur nicht gegen 
dessen ausdrücklichen Willen tun. Für den Nachweis 
seiner Vollmacht ist vom Gesetz keine besondere Form 
vorgeschrieben. Als Nachweis genügt deshalb eine 
schriftliche Anzeige des Vertretenen oder dessen Auf­
treten mit seinem Verteidiger in der Hauptverhand­
lung. Für die Bevollmächtigung des eine Eingabe vor­
legenden R e c h t s a n w a l t s  spricht nach herrschen­
der Rechtsmeinung die Vermutung. Bei Rechtsmitteln 
genügt daher die rechtzeitige Einlegung durch den Be­
vollmächtigten, wenn auch die Bevollmächtigung erst 
nach Fristablauf vorgelegt, jedoch innerhalb der Frist 
erteilt worden ist.

Die vom Rechtsanwalt Schl, für die Privatklägerin 
eingelegte Berufung war sonach nicht unzulässig und 
durfte deshalb nicht als unzulässig verworfen wer­
den. Rechtsanwalt Schl, durften auch nicht die Kosten 
des Berufungsverfahrens auferlegt werden. Nicht er 
hatte Berufung i. S. des § 358 StPO eingelegt, sondern 
die Privatklägerin. Er hat in ihrem Auftrag und als 
Bevollmächtigter gehandelt, wie er eingangs der Be- • 
rufungsschrift auch ausdrücklich mitgeteilt hat.

§§ 296 Abs. 3, 226 Ziff. 4, 218, 193, 165 Ziff. 2, 236, 
237 StPO.

Ein Einstellungsbeschluß gemäß § 226 StPO beendet 
die Hauptverhandlung anstelle eines Urteils.

Gegen einen Beschluß, durch den das Verfahren 
vorläufig eingestellt wird, ist die Beschwerde zulässig.

Der Sinn des § 296 Abs. 3 Satz 1 StPO besteht darin, 
daß alle in einem inneren Zusammenhang mit dem 
nachfolgenden Urteil ergangenen Beschlüsse bei der 
Urteilsfällung nochmals überprüft werden müssen und 
deshalb auch nur mit dem Rechtsmittel gegen das 
Urteil und nicht selbständig angefochten werden sollen. 

OG, Urt. vom 24. Mai 1957 - 3 Zst II 33/57.

Das Kreisgericht hat auf Grund der Anklage des Staats­
anwalts des Kreises vom 22. Dezember 1956 gegen den An­
geklagten das Hauptverfahren wegen mehrerer Wirtschafts­
vergehen durch Beschluß vom 12. Januar 1957 eröffnet und 
die Hauptverhandlung auf den 16. Januar 1957 anberaumt.

In der Hauptverhandlung ist zwar nicht der Angeklagte, 
wohl aber der von ihm bereits im Ermittlungsverfahren als 
Verteidiger bevollmächtigte Rechtsanwalt Dr. E. erschienen 
und hat erklärt, daß nach Mitteilung der Ehefrau des An­
geklagten dieser, noch bevor die Ladung zur Hauptverhand­
lung zugestellt worden sei, nach Berlin gefahren sei. Er hat 
beantragt, die Hauptverhandlung in Abwesenheit des An­
geklagten durchzuführen. Der Staatsanwalt hat dem wider­
sprochen und beantragt, das Verfahren vorläufig wegen Ab­
wesenheit des Angeklagten einzustellen. Das Kreisgericht 
hat daraufhin den Beschluß verkündet, daß das Verfahren 
gemäß § 173 StPO in Verbindung mit § 165 Ziff. 2 StPO vor­
läufig eingestellt werde.

Gegen diesen Beschluß des Kreisgerichts hat der Verteidi­
ger des Angeklagten am 22. Januar 1957 beim Kreisgericht 
Beschwerde erhoben und beantragt, den angefochtenen Be­
schluß aufzuheben und gemäß § 195 StPO zu verfahren. Das 
Kreisgericht hat mit Verfügung vom 28. Januar 1937 abge­
lehnt, der Beschwerde abzuhelfen und diese dem Bezirks­
gericht zur Entscheidung vorgelegt. Das Bezirksgericht hat 
die Beschwerde mit Beschluß vom 30. Januar 1957 als unzu­
lässig zurückgewiesen und dazu ausgeführt: Das Kreis­
gericht hätte das Verfahren nach § 226 Ziff. 4 StPO einstellen 
müssen. Seine Entscheidung könne jedoch nicht abgeändert 
werden, weil nach § 296 Abs. 3 StPO solche Beschlüsse des 
Gerichts der Beschwerde entzogen seien, die in der Haupt­
verhandlung der Urteilsfällung vorausgehen. Da im vor­
liegenden Fall eine Hauptverhandlung stattgefunden habe, in 
der der angefochtene Beschluß erlassen worden sei, sei die 
Beschwerde unzulässig und habe deshalb zurückgewiesen 
werden müssen.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieses Beschlusses 
beantragt. Der Antrag ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Der mit dem Kassationsantrag angefochtene Beschluß 

des Bezirksgerichts ist rechtsirrig ergangen, insoweit 
er die gegen den Einstellungsbeschluß des Kreis­
gerichts eingelegte Beschwerde als unzulässig zurück­
gewiesen hat. Die Bestimmung des § 296 Abs. 3 StPO, 
auf die sich das Bezirksgericht zur Begründung seiner 
Entscheidung berufen hat, bezieht sich nach Rechts­
lehre und herrschender Rechtsprechung nicht ätif Be­
schlüsse, mit denen in der Hauptverhandlung das Ver­
fahren gemäß § 226 StPO eingestellt wird. Ein solcher 
Einstellungsbeschluß geht i. S. des § 296 Abs. 3 Satz 1 
StPO der Urteilsfällung nicht voraus, sondern beendet 
gemäß § 218 StPO die Hauptverhandlung anstelle 
eines Urteils und schließt damit in dieser Hauptver­
handlung die Fällung eines Urteils aus. Die durch den 
Einstellungsbeschluß geschlossene Hauptverhandlung 
kann deshalb auch nicht wie die unterbrochene gemäß 
§ 193 StPO fortgesetzt, sondern muß neu angeordnet 
und begonnen werden. Der Sinn und Zweck der Be­
stimmung des § 296 Abs. 3 Satz 1 StPO besteht nur 
darin, daß alle in einem inneren Zusammenhang mit 
dem nachfolgenden Urteil stehenden, in der Haupt­
verhandlung getroffenen Entscheidungen bei der 
Urteilsfällung nochmals überprüft werden müssen und 
deshalb auch nur mit dem Rechtsmittel gegen das 
Urteil (Protest, Berufung) und nicht selbständig ange­
fochten werden sollen.

§ 113 StGB; §§ 20, 21 VO vom 22. Dezember 1955 
über die Lenkung des Wohnraumes (GBl. 1956 I S. 3).

Bloßes Verschließen der Haustür zur Verhinderung 
von Zwangsmaßnahmen eines Verwaltungsorgans stellt 
keinen Widerstand gegen die Staatsgewalt dar, son­
dern nur eine Ordnungswidrigkeit, für deren Ahndung 
nicht das Gericht, sondern das Verwaltungsorgan zu­
ständig ist.

BG Dresden, Urt. vom 19. Februar 1957 — 2 b NDs 
30/57.

Die Tochter des Angeklagten hatte im Oktober 1956 eine 
auf dem Grundstück ihrer Eltern freigewordene Wohnung in 
L. bezogen, ohne die beantragte Zuweisung abzuwarten. 
Mitte November erhielt sie von der Gemeinde die Aufforde­
rung, binnen einer Frist von 14 Tagen die Wohnung zu räu­
men, weil diese dem Zeugen H. zugewiesen werden sollte. 
Am 13. Dezember 1956 kam H. mit dem Möbelwagen nach L. 
und wollte einziehen. Der Angeklagte verschloß das Grund­
stück, so daß H. es nicht betreten konnte. Auch dem herbei­
geholten Bürgermeister öffnete der Angeklagte auf Aufforde-
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